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Bonn, den 9. Oktober 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Besatzungsnotstände in Baden-Baden 

Bezug: Kleine Anfrage 93 der Abgeordneten Kroll, 
Morgenthaler und Genossen - Drucksadie 681 - 


Im Namen der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage 93 der Abgeordneten Kroll, Morgenthaler und Genossen 
wie folgt: 

Zu Nr. 1 der Anfrage 

1. In allen Besatzungszonen hatten die Besatzungsmächte von 
Beginn der Besetzung ab bis zum Ende des Rechnungsjahres 1949 
die unentgeltliche Benutzung der sogenannten Nahverkehrs- 
mittel, d. h. der dem öffentlichen Verkehr dienenden Vorort- 
bahnen, Straßenbahnen, Omnibusse, Obusse, Fähren und ähn- 
lichen Beförderungsmittel, für alle uniformierten und zivilen 
Besatzungsangehörigen beansprucht. Erst mit Wirkung vom 
1. April 1950, also von dem Zeitpunkt ab, zu dem der Bund die 
Besatzungslasten nach der Überleitungsgesetzgebung übernom- 
men hat, haben die Besatzungsmächte auf Grund wiederholter 
Vorstellungen der Bundesregierung die Abgeltung dieser Nah- 
verkehrsleistungen zu Lasten des Alliierten Besatzungskosten- 
und Auftragsausgabenhaushalts zugelassen und entsprechende 
Zahlungsdokumente ausgestellt. 

Die französische Besatzungsmacht hatte gemäß den damaligen 
allgemeinen Militärregelungen auch gegenüber der Stadt Baden- 
Baden die unentgeltliche Beförderung der Besatzungsangehörigen 
durch die städtische Straßenbahn bis zum 31. März 1950 bean- 
sprucht. Nach den Schätzungen der Stadtverwaltung Baden- 
Baden sollen sich die Ausfälle an Fahrgeld in der Zeit vom Mai 
1945 bis zum 31. März 1950 — unter Berücksichtigung, der 
Abwertung infolge der Währungsreform — auf 701 778, — DM 
belaufen. Die Stadtverwaltung Baden-Baden hat wiederholt Vor- 
stellungen bei der französischen Besatzungsmacht wegen einer 
nachträglichen Erstattung dieser Fahrgeldausfälle erhoben und 
gleichzeitig eine Verzinsung ihres Anspruchs in Höhe von 
184 541, — DM verlangt. Mit Schreiben vom 12. Dezember 1952 
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— Nr. 7515/HC/CAB — hat der Herr Französisthe Hohe Kom- 
missar die von der Stadt auf insgesamt rund 885 000,^ — DM 
bezifferten ErstattungsansprüAe unter Hinweis auf die damals 
in allen Besatzimgszonen geltenden rechtsverbindlichen Militär- 
regelungen endgültig abgelehnt. Einen darauf am 31. Dezember 
1952 von der Stadt Baden-Baden beim Landesentschädigungs- 
gericht in Freiburg gestellten Antrag auf Abgeltung der Beför- 
derungsleistungen als Besatzungsschaden hat der Präsident des 
Landesentschädigungsgerichts durch Urteil vom 19. Novem- 
ber 1953 wegen Fristversäumnis zurückgewiesen. 

Die von der Stadt Baden-Baden erhobenen Beschwerden wegen 
der Nichtabgeltung ihrer in den ersten vier Jahren der Besetzung 
erbrachten Beförderungsleistungen beziehen sich hiernach nicht 
auf einen von den Verhältnissen aller anderen gemeindlichen 
Nahverkehrsbetriebe abweichenden Tatbestand. Nach Lage der 
Umstände ist auch nicht damit zu rechnen, daß die Besatzungs- 
mächte allgemein oder auch nur in dem Falle Baden-Baden sich 
unter Aufhebung der früheren Militärregelungen zu einer nach- 
träglichen Abgeltung der Beförderungsleistungen bereit erklären 
werden. Da Zah^ngen zu Lasten des Alliierten Besatzungs- 
kosten- und Auftragsausgabenhaushalts nur erfolgen dürfen, 
wenn die zuständigen Besatzungsdienststellen entsprechende 
Zahlungsdokumente ausstellen und damit im Falle Baden-Baden 
nicht zu rechnen ist, besteht leider keine Möglichkeit, der Stadt 
Baden-Baden oder einer anderen Gemeinde die Fahrgeldausfälle 
der damaligen Zeit aus Mitteln des Alliierten Haushalts zu er- 
statten. Eine Möglichkeit, die Fahrgeldausfällc zu Lasten des 
Haushalts der Verteidigungsfolgekosten zu erstatten, besteht 
angesichts der Überleitungsgesetzgebung und der Zweckbestim- 
mungen dieses Haushalts ebenfalls nicht. Auch die Länder, haben, 
soweit mir bekannt, in der Zeit, in der sie Träger der Besat- 
zcmgslasten waren, sich nicht veranlaßt gesehen, aus allgemeinen 
Landesmitteln, also außerhalb der damaligen Alliierten Haus- 
halte, Erstattungen durchzuführen, 

2. Abgesehen davon trifft es nach meinen Unterlagen nicht zu, daß 
die im Jahre 1949 durchgeführte Umstellung des damaligen ein- 
gleisigen Straßenbahnbetriebs auf einen zweispurigen Obus- 
betrieb allein auf die „Besatzungsbeanspruchung“ zurückzufüh- 
ren ist. 

Der Herr Oberbürgermeister der Stadt Baden-Baden hat in 
einer an das Bundesministerium der Finanzen gerichteten Ein- 
gabe vom 24. März 1952 — Nr. 5203 — ausdrücklich hervor- 
gehoben, daß während des zweiten Weltkrieges . ein nahezu 
vollständiger Verfall sämtlicher Betriebseinrichtungen dieses 
Verkehrsmittels (der eingleisigen Straßenbahn) eingetreten sei. 
Ein mit den »vorhandenen Resten nach der Kapitulation auf- 
genommener Betrieb hätte bereits im Jahre 1947 auf Anord- 
nung der Polizeidirektion wegen seines die allgemeine Sicherheit 
gefährdenden Zustandes eingestellt werden sollen. Wegen des 
Fehlens von Material und Facharbeitern hätten die damals vor- 
handenen Eigenmittel der Verkehrsbetriebe vor der Währungs- 
reform nicht eingesetzt werden können. Diese Mittel seien 
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infolge der Währungsreform verfallen. Da die Öffentlichkeit 
von der Stadtverwältung den Bau einer modernen Ersatzaiilagc 
für den Stadtverkehr gefordert hätte, habe sich die Stadtver- 
waltung entschlossen, von einer vollständigen Erneuerung des 
Straßenbahnbetriebs ab^useheh und statt dessen einen zwei- 
spurigen Obusbetrieb eiilzürichten. Für die Umstellung des Ver- 
kehrssystems auf den Obusbetrieb sei aüch die Erwägung maß- 
gebend gewesen, daß die Erneuerung des Straßenbahnnetzes 
einen erheblich höheren Kapitalaufwand erfordert hätte. Abge- 
sehen davon wären damals die erforderlichen Stahlmengen für 
die Gleisanlage noch nicht zu beschaffen gewesen. Der damalige 
eingleisige Straßenbahnbetrieb hätte außerdem den allgemeinen 
Verkehrsansprüchen nicht genügt. Eine zweigleisige Straßen- 
bahnanlage wäre aber wegen der engen Straßen in Baden-Baden 
nicht durchführbar gewesen. 

Nach den eigenen Angaben der Stadt Bäden-Baden muß daher 
festgestellt werden, daß der nach der Kapitulation vorhanden 
gewesene städtische Straßenbahnbetrieb ohnehin nicht mehr den 
Anforderungen entsprach, die an ein neuzeitliches Verkehrs- 
mittel gestellt werden mußten. Zu einer Umstellung dieses Ver- 
kehrsbetriebes hätte es also auch ohne Rücksicht auf die Belegung 
der Stadt Baden-Baden mit Besatzungstruppen und Besatzungs- 
behörden kommen müssen. Daß eine solche Vollumstellung 
wegen des hohen hierfür erforderlichen Kapitalbedarfs zu einer 
nicht unwesentlichen Belastung des städtischen Haushalts führen 
mußte, die erst in einem längeren Zeitraum abgedeckt werden 
kann, ist im Bereich der kommunalen Wirtschaft nichts Unge- 
wöhnliches, Etwa hierbei auftretende besondere Notstände aus- 
zugleichen, ist Sache des kommunalen Finanzausgleichs des 
Landes. 


Zu Nr. 2 der Anfrage 

1 . Es Ist richtig, daß die französische Besatzungsmacht in Baden- 
Baden im Oktober 1952 eigene Autobuslinien eingerichtet hat. 
Diese Besatzungsautobusse, die 2- bis 4mal^ täglich verkehren, 
dienen ausschließlich dazu, Angehörige der französischen Besat- 
zungsmaefat sowie französische Schüler bei Beginn und Schluß des 
Büro- und Schulbetriebes zu ihren Arbeitsplätzen und Schulen 
und zurück zu befördern. Bis dahin hatten die städtischen Ver- 
kehrsbetriebe die Beförderung auch der Angehörigen der franzö- 
sischen Streitkräfte und der französischen Schüler durchgeführt. 
Es unterliegt keinem Zweifel, daß sich infolge der Einrichtung 
der Besatzungsautobuslinien die von den städtischen Verkehrs- 
betrieben seit dem 1. April 1950 aus dem Alliierten Haushalt 
erzielten und weiter erwarteten Einnahmen iii gewissem Um- 
fang tatsächlich verringert haben. 

Im Interesse der Stadt Baden-Baden hat das Auswärtige Amt 
bei dem Herrn Französischen Hohen Kommissar Vorstellungen 
erhoben mit dem Ziel, eine Einstellung der Besatzungsautobus- 
linien zu erreichen. Der Herr Französische Hohe Kommissar hat 
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aber in einem Schreiben an das Auswärtige Amt vom 12. Dezem- 
ber 1952 — Nr. 7516/HC/CAB — erwidert, daß die franzö- 
sischen Streitkräfte für Fahrten zu Dienstzwechen bereits die 
Transportmittel der Stadtwerke benützten, daß sie aber für 
gewisse Verbindungen und zu bestimmten Zeiten ein Einlegen 
von Besatzungsautobussen für billiger hielten, insbesondere 
wegen der hohen Tarife der Stadtwerke. Weitere Vorstellungen 
der Bundesregierung bei der französischen Besatzungsmacht ver- 
sprechen jedenfalls während der Geltungsdauer des Besatzungs- 
statuts keine Aussicht auf Erfolg. 


2. Schon vor der Einrichtung der Besatzungsautobuslinieri hatte 
die Stadt Baden-Baden — offenbar auf Grund des bereits im 
Jahre 1951 vorhandenen Defizits — im März 1952 . einen Antrag 
auf Erlaß der Beförderungstcuer beim Bundesministerium der 
Finanzen gestellt. Mit Schreiben vom 30. Juli 1952 — IV S 6709 
— 7/52II — mußte ich einen Erlaß der Beförderungsteuer ab- 
lehnen, weil diese Steuer nach § 9 Bef StG in dem Obus-Tarif 
mit enthalten ist und der Beförderungsunternehmer die Steuer 
nur für Rechnung des Steuerschuldners, d. h. des Fahrgastes 
abführt. Ein Verzicht auf die Beförderungstcuer würde aber 
. eine Subvention an das Beförderungsunternehmen darstellcn, 
wozu ich nicht befugt bin. 


In der Folgezeit ist die Stadt Baden-Baden erneut an mich heran- 
getreten und hat mit ihrem unter Nummer 1 der Anfrage behan- 
delten behaupteten Anspruch auf Erstattung der Fahrgeldausfälle 
für die Zeit vor dem 1.. April 1950 in Höhe von rund 
S85 000, — DM (einschließlich 184 541, — DM Zinsen) gegen die 
Forderung auf Zahlung der Beförderungstcuer auf gerechnet. 
Mit Schreiben vom 25. Februar 1953 — IV S 6761 — 3/53 — 
habe ich di^ Aufrechnung ablehnen müssen, da gemäß § 124 AO 
und § 33 BeitrO die Steuerpflichtigen nur berechtigt seien, mit 
unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten fälligen Gegen- 
forderungen aufzurechnen. Diese Voraussetzungen lägen aber 
hier zweifellos, nicht vor. Überdies würde es an einer für eine 
Aufrechnung erforderlichen Gegenseitigkeit der Forderungen 
fehlen, da als Schuldner eines etwaigen städtischen Anspruchs 
keinesfalls die Bundesrepublik, sonderp — wenn überhaupt — • 
nur die Besatzungsmacht in Betracht kommt. 

Ich habe jedoch der Stadt Baden-Baden für die Tilgung der 
rückständigen Bef örderungkeuer Ratenzahlungen zugebilligt. 
Außerdem habe ich mich damit einverstanden erklärt, daß die 
Stadt Baden-Baden — falls erforderlich — die rückständige 
Beförderungstcuer mit ihrem -Anspruch auf die Zahlung von 
Kaufpreisen, der ihr aus Grundstücksverkäufen gegen den Bund 
zusteht, verrechnet. 


Ich darf annehmen, daß die Angelegenheit durch diese Maßnah- 
men eine für die Stadt Baden-Baden tragbare Regelung gefun- 
den hat. 
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Zu Nr. 3 der Anfrage 

Die französische Besatzungsmacht hat im Jahre 1952 in drei im 
Stadtgebiet von Baden-Baden gelegenen Straßen Sprengkammern 
einbauen lassen, in deren unmittelbarer Nähe sich städtische Haupt- 
wasserleitungen befinden. Die Stadt Baden-Baden, das Land und das 
Bundeskanzleramt — Der Beauftragte des Bundeskanzlers für die 
mit der Vermehrung der alliierten Truppen zusammenhängenden 
Fragen — haben gegen die Durchführung dieser Maßnahmen Vor- 
stellungen erhoben. Gleichwohl hat die französische Besatzungsmacht 
aus bestimmten Gründen eine Verlegung der Sprengkammern ab- 
gelehnt und sich auch nicht bereiterklären können, die Kosten einer 
vorsorglichen Verlegung der Hauptwasserleitungen aus Mitteln des 
Alliierten Besatzungskosten- und Auftragsausgabenhaushalts zu 
finanzieren. 

Ein daraufhin von der Stadt Baden-Baden gestellter Antrag, ihr eine 
Bundesfinanzhilfe (verlorener Zuschuß) in Höhe von 303 640, — DM 
zum Zwecke der vorsorglichen Verlegung der Hauptwasserleitungen 
zu gewähren, habe idi im Einvernehmen mit dem Interministe- 
riellen Ausschuß der Bundesregierung für die mit der Vermehrung 
der alliierten Truppen zusammenhängenden Fragen mit dem Be- 
merken, daß auch die Gewährung eines Bundesdarlehens nicht ln 
Betracht komme, in einem an das Finanzministerium des Landes 
Baden-Württemberg gerichteten Schreiben vom 4. Juni 1954 — 
Geh. II C — 142/53 — aus zwingenden Gründen ablehnen müssen. 
D a in diesem Bescheide Fragen der militärischen Sicherheit ange- 
sprochen werden, sehe ich mich zu meinem Bedauern nicht in der 
Lage, zu diesem Punkte hier weitere Ausführungen zu machen, und 
darf auf den auda dem Ausschuß für Besatzungsfolgen und dem 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages zugeleiteten Bescheid 
Bezug nehmen. Lediglich ergänzend darf ich bemerken, daß nadi 
Auffassung der Bundesregierung im Zusammenhang mit dem Einbau 
von Sprengkammern auch im Falle Baden-Baden von einem ,3esat- 
zungsnotstand“ nicht gesprochen werden kann. 

Zu Nr. 4 und 5 der Anfrage 

1. Die französische Besatzungsmacht hat in Baden-Baden auf noch 
nicht aufgeschlossenem Baugelände (Baden-Oos) insgesamt 1071 
Dienstwohnungen für Besatzungsangehörige (nebst gewissen 
Zusatzgebäuden für Gemeinschaftseinrichtungen) errichtet, die 
bis auf etwa 470 Wohnungen bereits bezogen sind. Die Gesamt- 
baukosten, einschließlich der Kosten der inneren Aufschließung 
der Wohnsiedlung, sind aus Mitteln des Alliierten Besatzungs- 
kosten- und Auftragsausgabenhaushalts bezahlt worden. 

Um diese Wohnsiedlung mit Wasser, Gas und Strom ausreichend 
versorgen zu können, sind umfangreiche äußere Aufschließungs- 
maßnahmen erforderlich. Insbesondere handelt es sich hierbei 
um den Bau eines Doppelwasserbehälters, einer Wasserzubrin- 
gerleitung, den Bau einer Gasgebläseanlage mit Mitteldrudc- 
leitung nebst Reglerstation, den Bau von zwei Strom-Trafo- 
stationen und den Ausbau der 20 KV-Hochspannungsanlage und 
Kabelverlegungen. Die Durchführung dieser Maßnahmen erfor- 
dert einen Aufwand von 1 731 069, — DM. 
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Nachdem das Bundesministerium der Finanzen Kenntnis davon 
erhalten hatte, daß die Finanzierung dieser äußeren Aufschlie- 
ßungsmaßnahmen mit Schwierigkeiten verbunden sei, habe ich 
sofort dem Finanzministerium des Landes Baden-Württemberg 
mit Fernschreiben vom 8. Februar 1954 — II C — BL 1727 — 
21/54 — mitgeteilt, daß ich bereit sei, der Stadt Baden-Baden 
hierfür ein Bundesdarlehen zu gewähren. Die Stadt Baden-Baden 
hatte zunächst die Entgegennahme des Bundesdarlehens abge- 
lehnt und erklärt, daß sie auf der Bereitstellung von ihr angeblich 
von der Besatzungsmacht bereits zugesagten Zuschüssen aus dem 
Alliierten Besatzungskosten- und Auftragsausgabenhaushalt be- 
stehen müsse. Im Interesse der Stadt Baden-Baden habe ich mich 
daraufhin mit dem Amt des Fierrn Französischen Flohen Kom- 
missars in Verbindung gesetzt und die Gewährung von Zuschüs- 
sen aus Mitteln des Alliierten Fiaushalts befürwortet. Das Amt 
des Französischen Fiohen Kommissars hat aber die Bereitstellung 
von Zuschüssen abgelehnt und darauf hingewiesen, daß nadi den 
in Bctradat kommenden allgemeinen Besatzungsregclungen die 
Besatzungsmächte nicht verpflichtet seien, zur Finanzierung 
auch von äußeren Aufschließungsmaßnahmcn beizutragen, und 
daß es sich hier im übrigen um rentierliche Anlagen handele, die 
im deutschen Geschäftsbereich seitens der Stadt- und Gemeinde- 
verwaltungen stets im Wege von Anleihen (Darlehen usw.) 
finanziert würden. Das Amt hat ferner erklärt, daß entgegen 
der Behauptung der Stadt Baden-Baden seitens der französischen 
Dienststellen in keinem Zeitpunkt irgendwelche Zusagen wegen 
der Gewährung von Zuschüssen für die äußeren Aufschließungs- 
maßnahmen aus dem Alliierten Fiaushalt gemacht worden seien. 
Ich habe darauf, um einen rechtzeitigen Bezug der Besatzungs- 
wohnungen und damit eine rechtzeitige Freigabe requirierter 
Privat Wohnungen in Baden-Baden zu ermöglichen, nochmals 
der Stadtverwaltung die Gewährung eines Bundesdarlehens aus 
Mitteln des fiaushalts der Vcrteidigungsfolgekosten angeboten. 
Bei diesem Angebot bin ich hinsichtlich der Gestaltung der Dar- 
lehensbedingungen bis an die Grenze dessen gegangen, v/as ich 
glaubte, gegenüber dem deutschen Steuerzahler verantworten zu 
können. Schließlich hat die Stadt Baden-Baden das mit meinem 
Schreiben vom 2. August 1954 — II E — BL 1727 — 120/54 — 
gewährte Bundesdaiiehen in FFöhe von 1 731 000, — > DM ange- 
nommen. Auch die Kommunalaufsichtsbehörde hat der Dar- 
lehen sannahme zugestimmr. In diesem Bescheid, der wie bereits 
erwähnt, hinsiditlich der Gestaltung der Darlehensbedingungen 
auf die allgemeine Wirtschafts- und Haushaltslage der Stadt 
Baden-Baden besondere Rücksidit nimmt, habe ich mich vor- 
sorglich bereiterklärt, das Bundesdarlehen bis auf 2 Mio DM zu 
erhöhen, soweit dies zur Erweiterung der städtischen Versor- 
gungsanlagen im Zusammenhang mit den Besatzungsbauten ln 
Baden-Oos etwa noch notwendig werden sollte. 

2. Inzwischen hat die Stadt Baden-Baden mit Hilfe des Bundesdar- 
Ichens mit der Durchführung der Aufschließungsmaßnahmen 
begonnen. Die Maßnahmen werden planmäßig durchgeführt. 
Nach Mitteilung der Stadtverwaltung Baden-Baden werden die 
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Besatzungswohnungen zur Zeit möbliert. Sie rechnet damit, daß 
infolgedessen bereits im Oktober 1954 etwa weitere 160 Woh- 
nungen bezogen werden können. Die restlichen Wohnungen 
(470 minus 160) = 310 werden je nach dem Fortschritt der 
Aufschließungsmaßnahmen bezogen werden können. Zug um 
Zug mit dem Beziehen dieser Wohnungen werden die zugesagten 
Freigaben requirierter Privatwohnungen durchgeführt. Im übri- 
gen habe ich vorsorglich das Amt des Herrn Französischen 
Hohen Kommissars von der Annahme des Bundesdarlehens 
seitens der Stadt Baden-Baden und dem Beginn der Durchfüh- 
rung der Auf Schließungsmaßnahmen unterrichtet und dieses 
gleichzeitig gebeten, die, nachgeordneten französischen Dienst^ 
stellen zu veranlassen, nach Möglichkeit nicht erst die gesamte 
Fertigstellung der Auf schließungsarbeiten abzuwarten, sondern 
die Wohnungen beschleunigt beziehen zu lassen. Ich darf an- 
nehmen, daß damit die Schwierigkeiten überwunden sind. 

3. Außer diesem Bundesdarlehen in Höhe von 1731 000, — DM 
habe ich der Stadt Baden-Baden durch Bescheid vom 27. Mai 
1952 - II C - BL 1727 - 34/52 - ein Bundesdarlehen in Höhe von 
105 000, — DM zur Aufschließung der Zeppelinstraßc im Zu- 
sammenhang mit einem dort durchgeführten Besatzungsbau und 
ferner durch Bescheichvom 18. Juli 1952 — II C — BL 17^7 — 
61/52 — zum Um- und Ausbau des veralteten städtischen Strom- 
netzes (insbesondere zur Umstellung von Gleichstrom auf 
Wechselstrom) im Zusammenhang mit der verstärkten Truppen- 
belegung ein Bundesdarlehen in Höhe von 1 Mio DM gewährt. 

Die Stadt Baden-Baden hat daher aus Mitteln des Haushalts der 
Verteidigungsfolgekosten bisher drei Bundesdarlehen in Gesamt- 
höhe von 2 836 000, — DM zu unter Berücksichtigung ihrer 
angespannten Wirtschafts- und Haushaltslage besonders günsti- 
gen Bedingungen erhalten. 

Auch daraus bitte ich zu entnehmen, daß seitens der Bundes- 
regierung alles getan worden ist, um Schwierigkeiten, die infolge 
der Vermehrung der alliierten Truppen und der Durchführung 
umfangreicher Besatzungsbauten ^nst entstehen könnten, zu 
begegnen und damit die Entstehung eines Besatzungsnotstandes 
zu verhindern. 


Schaffer 



